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Die DPolG Berlin fordert die Einrichtung eines Berliner Fonds für gefährdete Versammlungen.
Damit sollen nichtkommerzielle oder finanzschwache Veranstalter unterstützt werden, wenn
aufgrund einer konkreten Gefährdungslage außergewöhnliche Schutzmaßnahmen erforderlich
werden.

Hintergrund ist die zunehmende Bedrohung durch islamistischen Terror, die sich immer stärker auf
die praktische Ausübung von Freiheitsrechten auswirkt. Ob Weihnachtsmarkt, Straßenfest oder
Demonstration – steigende Sicherheitsanforderungen führen dazu, dass insbesondere kleinere
Veranstalter organisatorisch und finanziell an ihre Grenzen geraten. Siehe die Absage des Berliner
„Zugs der Liebe“: Neben logistischen Problemen und offenen Genehmigungsfragen verwiesen die
Veranstalter ausdrücklich auf die nach dem Anschlag veränderte Sicherheitslage und die zu
erwartenden Schutzmaßnahmen.

Bodo Pfalzgraf, Landesvorsitzender der DPolG Berlin: „Wenn Versammlungen nur noch unter
außergewöhnlich hohen Sicherheitsanforderungen stattfinden können, geraten insbesondere
kleinere und nichtkommerzielle Veranstalter organisatorisch und finanziell an ihre Grenzen. So wird
die Versammlungsfreiheit faktisch eingeschränkt. Der Staat darf die Kosten der Terrorabwehr nicht
auf diejenigen abwälzen, die ihre demokratischen Freiheitsrechte wahrnehmen.“

Schutzfonds entlastet Veranstalter
Der vorgeschlagene Schutzfonds soll außergewöhnliche Sicherheitsmaßnahmen wie mobilen
Zufahrtsschutz, Fahrzeugsperren, Sicherheitsplanung oder weitere veranstaltungsbezogene
Schutzmaßnahmen finanzieren. Gleichzeitig stellt die DPolG Berlin klar: Die Gefahrenabwehr
und der Schutz der öffentlichen Sicherheit bleiben staatliche Kernaufgaben und dürfen weder
organisatorisch noch finanziell auf private Veranstalter verlagert werden.

„Wer unsere freiheitliche Gesellschaft angreift, darf nicht erreichen, dass Weihnachtsmärkte,
Straßenfeste oder Demonstrationen am Ende an den Kosten für ihre Sicherheit scheitern.
Sicherheit und Freiheit gehören zusammen“, so Pfalzgraf.

Terror darf Freiheitsrechte nicht verdrängen
Nach Auffassung der DPolG Berlin dürfen steigende Sicherheitsanforderungen nicht dazu führen,
dass kleinere Veranstaltungen aus finanziellen oder organisatorischen Gründen nicht mehr
stattfinden können. Die Versammlungsfreiheit ist ein Grundrecht und muss auch unter einer
erhöhten terroristischen Bedrohungslage praktisch wahrnehmbar bleiben.
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